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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung vorgelegten Vorsdiläge der 
Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
schrittweise Errichtung gemeinsamer Marktorganisationen für 
Rindfleisch sowie für Milch und Milcherzeugnisse 

— Drucksache IV/555 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Roesdi 


Die vorliegenden Vorschläge der EWC-Kommis- 
sion über die schrittweise Errichtung gemeinsam'er 
Marktorganisationen für Rindfleisch sowie für Milch 
und Milcherzeugnisse sind am 14. September 1962 
dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten federführend und dem Wirtschafts- sowie 
dem Außenhandelsausschuß mitberatend überwiesen 
worden. 

Der mitbeteiligte Außenhandelsausschuß hat in 
seiner Sitzung am 25. Oktober 1962 beschlossen, 
wegen der augenblicklichen, unübersichtlichen Situa- 
tion keine Stellungnahme abzugeben, sondern den 
vorliegenden Fragenkomplex, insbesondere die 
außenpolitischen Auswirkungen der EWG-Marktord- 
nungen, im Frühjahr erneut zu behandeln, wenn bis 
dahin entsprechende Entscheidungen der Kommis- 
sion vorliegen. 

Der federführende Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten und der mitbeteiligte Wirt- 
schaftsausschuß haben dagegen am 28. und 29. No- 
vemlber 1962 die Vorschläge der Kommission beraten 
und dazu Stellung genommen, da 'sie der Ansicht 
waren, daß die Auffassungen des Parlaments mög- 
lichst frühzeitig der Kömmission zur Kenntnis ge- 
bracht werden sollten. 


L Rindfleisch 

Der mitberatende Wirtschaftsausschuß hat zu der 
Vorlage betreffend Rindfleisch wie folgt Stellung 
genommen: 


I „Die Bundesregierung soll darauf hinwirken, daß 
die Verwirklichung der Errichtung einer gemein- 
samen Marktorganisation für den Rindfleischsek- 
tor eine Erhöhung 'der Verbraucherpreise für Rind- 
fleisch nicht zur Folge hat.'' 

Bei den Beratungen im federführenden Ausschuß für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sind die im 
Ausschuß antrag auf geführten Gesichtspunkte wie 
’ folgt begründet worden: 

Auswirkungen auf Erzeuger- und Verbraucherpreise 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß eine Beur- 
^ teilung des vorgeschlagenen Systems erst möglich 
ist, wenn die von der Bundesregierung geforderten 
; Unterlagen der einzelnen Mitgliedstaaten vorliegen 
; und ausgewertet worden sind. 

' Außerdem isollten die in der vorliegenden Ver- 
ordnung vorgesehenen Begriffe so festgelegt werden, 
daß die Abgrenzungen klar und eindeutig sind. 

j Orientierungs- und Einschleusungspreise 

j Die Unterschiede der Rinderpreise in den einzel- 
j nen Mitgliedstaaten sind so groß, daß die Festset- 
zung der Orientierungs- und Einschleusungspreise 
I nicht auf der Grundlage der Preise der vergangenen 
Jahre, sondern auf der Grundlage der jeweiligen 
Produktions- und Kostenverhältnisse erforderlich ist. 

Der Ausschuß legte Wert darauf, daß hierbei die 
I Relation zwischen Milch- und Rinderpreis in einem 
I angemessenen Verhältnis Berücksichtigung findet. 
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Angleichung der Orientierungspreise 

Es wurde die Meinung vertreten, daß die Anglei- 
chung der Orientierungspreise im gleichen Vertah- 
ren wie bei den anderen landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen durchgeführt werden müßte. Die Unterschiede 
in den Preisen können nicht allein durch den Zoll 
ausgeglichen werden, sondern durch Anwendung 
der Abschöpfung. 

Innergemeinschaftliche Einschleusungspreise 

Der Ausschuß stellte als Kernpunkt heraus, daß 
auch Einschleusungspreise für die Mitgliedstaaten 
festgesetzt werden müßten, um bei Interventionen 
die Zufuhr aus Mitgliedsländern einzudämmen bzw. 
auszuschließen. 

Weiterhin stellte der Ausschuß fest, daß inshe- 
sondere ein ausreichender Schutz bei einem durch 
Saison- und Futterschwierigkeiten bedingten Über- 
angebot und während der Weideabtriebszeit sicher- 
zustellen sei. 

Angleichung in der Übergangszeit 

Nach Auffassung des Ausschusses ist der vorge- 
sehene Abbau der Abschöpfung in gleichem Rhyth- 
mus mit den übrigen Erzeugnissen durdizuführen. 
Dabei soll die Übergangszeit voll ausgeschöpft wer- 
den, 

II. Milch und Milcherzeugnisse 

Der mitbeteiligte Wirtschaftsausschuß empfiehlt, 
die Bundesregierung zu ersuchen, 

„1. die Bestrebungen, die auf eine Einbeziehung 
des Fettmarktes in eine gemeinsame Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse 
abzielen, abzulehnen; 

2. dafür zu sorgen, daß der Schwellenpreis für 
Butter so festgesetzt wird, daß preisungün- 
stige Auswirkungen für den Verbraucher ver- 
mieden werden; 

3. bemüht zu sein, daß 

a) bei Käse an Stelle des Abschöpfungs- 
systems Zollerhebungen vorgesehen wer- 
den, 

b) bei Käse und anderen Milcherzeugnissen 
Interventionen durch Einlagerungen nicht 
vorgesehen werden. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten wies bei der Beratung der Vorschläge der 
Kommission betreffend Milch und Milcherzeugniss-e 
auf die große Bedeutung der Milchwirtschaft für die 
deutsche Landwirtschaft hin und war der Auffassung, 
daß die europäische Marktordnung auf diesem Sek- 
tor besonders sorgfältig und überlegt ausgeaiibeitet 
werden müßte. 

Die im Antrag des Ausschusses aufgeführten Ge- 
sichtspunkte werden wie folgt begründet: 

Bemessung des Richtpreises 

In Artikel 17 Abs. 2 des Verordnungsvorschlages 
für Milch und Milcherzeugnisse ist festgelegt, daß 


I die Kriterien, nach denen der gemeinsame Richtpreis 
I für Milch vorgenommen wird, durch den Rat be- 
' stimmt werden. Dabei soll, wie aus der Begründung 
der Drucksache IV/555 hervorgeht, neben den Zielen 
des Artikels 39 des EWG-Vertrages ein Gleichge- 
wicht zwischen Produktion und Absatzmöglichkeiten 
: innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft erreicht 
werden, 
i 

Der Ausschuß war der Ansicht, daß das angemes- 
sene Einkommen aus der Milchwirtschaft der Ziel- 
setzung des Landwirtschaftsgesetzes und der der 
: Römischen Verträge entsprechen müßte. 

Ferner wurde bei der Ausschußberatung seitens 
aller Mitglieder von der Bundesregierung gefordert, 
möglichst bald dazu Stellung zu nehmen, was sie 
unter einem bäuerlichen Familienbetrieb versteht. 
Die Bundesregierung sollte spätestens bei Beratung 
: der Großen Anfrage — Drucksache IV/742 — - dazu 
^ Stellung nehmen. 

Auswirkungen auf Erzeuger und Verbraucher 

Zur Beurteilung des vorgeschlagenen Abschöp- 
i fungssystems wird es nach Auffassung des Aus- 
i Schusses notwendig 'sein, die erforderlichen Preis- 
i grundlagen in den einzelnen Mitgliedsländern zu 
^ ermitteln und ihre Anwendbarkeit im Rahmen der 
Abschöpfungsregelung zu untersuchen. 

In diesem Zusammenhang -sollen auch die wirt- 
schaftlichen Auswirkungen auf Erzeuger und Ver- 
I braucher geprüft werden. 

' Es wird darauf Wert gelegt, daß weder Härten für 
den Verbraucher noch für den Erzeuger eintrefen. 

I Qualitätsmerkmale und Kennzeichnungspflidit 

I Im Rahmen der vorgeschlagenen Abschöpfungs- 
regelung ist entgegen dem bisherigen deutschen 
Verfahren bei der Einfuhr von Butter — ausschließ- 
liche Zulassung von Markenbutter — künftig auch 
die Einfuhr von Butter zugelassen, die nicht der 
1 Qualität der deutschen Markenbutter entspricht. Im 
I Interesse eines fairen Wettbeweitbs und um eine 
Täuschung des Verbrauchers auszuschließen, er- 
scheint daher die Aufstellung von Qualitätsstandards 
und eine entsprechende Kennzeichnung der Erzeug- 
nisse notwendig. Auch bei anderen Milcherzeugnis- 
^ sen besteht diese Notwendigkeit. 

Schwellenpreise 

Nach der in Artikel 4 des Kommissionsvorschlages 
vorgesehenen Regelung sollen die Schwellenpreise 
für alle Milcherzeugnisse — außer Bufter — auf 
■ der Grundlage von Referenzpreisen gebildet werden. 

' Das bedeutet, daß das bei Käse unter dem Einfluß 
der liberalisierten Einfuhr entstandene Preisniveau 
die Grundlage wäre. Im Vergleich zu Butter, deren 
Verwertung sich inzwischen verbessert hat, ergäbe 
sich dadurch eine Benachteiligung der Käseerzeu- 
gung, die im Interesse der Käsereigebiete vermieden 
werden müßte. 
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Angleichung der Erzeugerrichtpreise 

Die von der europäischen Kommission vertretene 
Auffassung, daß die Richtpreise für Milch kurzfristig 
vereinheitlicht werden können, weil schon bisher 
die Milchauszahlungspreise in den EWG-Ländern 
dicht beieinander lagen, trifft zwar noch für das 
Wirtschaftsjahr 1958/59 zu, gilt aber nicht mehr für 
die gegenwärtigen Verhältnisse. Der Abstand der 
durchschnittlichen Milchauszahlungspreise zwischen 
Frankreich und der Bundesrepublik betrug im Jahre | 
1961 nahezu 20 v. H. und dürfte sich im Jahre 1962 i 
noch erhöhen. 

Der Ausschuß war daher der Auffassung, daß die | 
Angleichung der einzelstaatlichen Richtpreise für 
Milch unter voller Ausschöpfung der Übergangszeit 
durchgeführt werden sollte. 

Interventionsmaßnahmen 

Nach Auffassung des Ausschusses dürfte eine 
Intervention bei Butter allein nicht ausreichen, einen 
ausgeglichenen Milchmarkt und auskömmliche Milch- 
erzeugerpreise zu gewährleisten. Die vorgesehenen 
Maßnahmen zur Stützung des Buttermarktes, die im 
übrigen hinsichtlich ihrer Wirksamkeit und der fi- 
nanziellen Auswirkungen einer eingehenden Prü- 
fung bedürfen, müßten durch geeignete Maßnahmen 
zur Stützung des Eiweißsektors ergänzt werden. 


Abgegrenzte Milchgebiete 

Um verwaltungs- und haushaltsmäßige Belastun- 
gen zu vermeiden, sollten die bisherigen Ausgleichs- 
maßnahmen auch für andere Milcherzeugnisse auf- 
rechterhalten werden. 

Durch die Beibehaltung der bestehenden abge- 
grenzten Milchgebiete wird die Versorgung der Be- 
völkerung, insbesondere in Krisenzeiten, gesichert. 
Eine auch nur vorübergehende Störung des Absatzes 
und der Versorgung muß aber gerade auf dem sehr 
empfindlichen Trinkmilchmarkt auf jeden Fall ver- 
mieden werden. 

Verhältnis Buttermarkt zum Gesamtfettmarkt 

Der Ausschuß legte besonderen Wert darauf, daß 
bei der Festlegung der Maßnahmen zur Stabilisie- 
rung der milchwirtschaftlichen Märkte, speziell des 
Buttermarktes, die engen Beziehungen des Butter- 
marktes zum Gesamtfettmarkt berücksichtigt werden 
müßten. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich das Hohe Haus, von den 
vorliegenden Kommissionsvorschlägen Kenntnis zu 
nehmen und dem Antrag des Ausschusses Ihre Zu- 
stimmung zu geben. 


Bonn, den 6. Dezember 1962 


Dr. Roesch 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1, die Vorschläge der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft — Drucksache lV/555 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 
bei den Verhandlungen in Brüssel 

a) über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Rindfleisch auf folgendes hinzuwirken: 

1. Vor einer Verabschiedung müssen die Auswirkungen des 
vorgeschlagenen Systems auf die Erzeugerpreise für Rinder 
und die Verbraucherpreise für Rindfleisch geprüft werden. 
Außerdem muß hinsichtlich der Begriffe der Verordnung 
mehr Klarheit geschaffen werden, als es in dem bisherigen 
Entwurf der Fall ist. 

2. Die Festlegung von Orientierungs- und Einschleusungs- 
preisen darf nicht nach den Maßstäben der Preise der ver- 
gangenen Jahre, sondern muß nach den jeweiligen Pro- 
duktions- und Kostenverhältnissen erfolgen. Dabei ist auch 
ein angemessenes Verhältnis zwischen Milch- und Rinder- 
preis zu berücksichtigen. 

3. Die Angleichung der Orientierungspreise muß in Anleh- 
nung an die Verfahren der anderen landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse durch Abschöpfung vorgenommen werden. 

4. Es werden in der Übergangszeit innergemeinschaftliche 
Einschleusungspreise festgesetzt werden müssen. Insbe- 
sondere ist ein ausreichender Schutz bei einem durch Sai- 
son- und Futterschwierigkeiten bedingten Überangebot und 
während der Weideabtriebszeit sicherzustellen. 

5. Der vorgesehene Abbau der Abschöpfung muß in gleichem 
Rhythmus mit den übrigen Erzeugnissen durchgeführt wer- 
den. Die vorgesehene Frist bis zum 1. April 1966 ist zu 
kurz. Die Übergangszeit ist voll auszuschöpfen, 

b) über die schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Milch und Milcherzeugnisse im 
Hinblick auf die große Bedeutung der Milchwirtschaft für die 
deutsche Landwirtschaft dahin zu wirken, daß 

1. bei der Festlegung von Kriterien für die Bemessung des 
Richtpreises für Milch den bäuerlichen Familienwirtschaften 
ein angemessenes Einkommen, das der Zielsetzung des 
Landwirtschaftsgesetzes und der Römischen Verträge ent- 
spricht, aus der Milchwirtschaft gewährleistet wird; 

2. vor einer Verabschiedung des Verordnungsentwurfs die 
wirtschaftlichen Auswirkungen des vorgeschlagenen Ab- 
schöpfungssystems auch hinsichtlich der Auswirkungen auf 
Erzeuger und Verbraucher geprüft werden. Die Belange bei- 
der sollen berücksichtigt werden, und es müssen besondere 
Härten für Erzeuger sowie für Verbraucher vermieden wer- 
den; 

3. zur Vermeidung von Marktstörungen und im Interesse des 
Verbraucherschutzes einheitliche Qualitätsmerkmale fest- 
gesetzt und die Milcherzeugnisse einer Kennzeichnungs- 
pflicht nach Qualität und Herkunft unterworfen werden; 

4. bei der Bildung der Schwellenpreise ein harmonisches Ver- 
hältnis zwischen den Schwellenpreisen der einzelnen Milch- 
erzeugnisse hergestellt wird, insbesondere, daß die in den 
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vergangenen Jahren unter dem Druck der liberalisierten 
Einfuhr stehenden Käsepreise bei ihrer Verwendung als 
Referenzpreise entsprechend berichtigt werden; 

5. die Angleichung der Erzeugerrichtpreise für Milch nicht 
bereits bis zum 1. April 1966 erfolgt, sondern erst unter 
voller Ausschöpfung der Übergangszeit; 

6. die zur Stützung der Butterverwertung vorgesehenen Inter- 
ventionsmaßnahmen durch gegeignete Maßnahmen zur 
Stützung der Eiweißverwertung ergänzt werden; 

7. bei der vorgesehenen Regelung des Trinkmilchmarktes die 
abgegrenzten Milchgebiete unter Aufrechterhaltung der bis- 
herigen ausgleichenden Maßnahmen erhalten bleiben; 

8. bei der Festlegung der Maßnahmen zur Stabilisierung der 
milchwirtschaftlichen Märkte, speziell des Buttermarktes, 
die engen Beziehungen berücksichtigt werden, die zwischen 
diesem Markt und dem Markt für die übrigen Ernährungs- 
fette bestehen. 


Bonn, den 6. Dezember 1962 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


Dr. Schmidt (Gellersen) 

Stellv. Vorsitzender 


Dr. Roesch 

Berichterstatter 
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